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Man muss die Tatsachen kennen, bevor man sie verdrehen kann


(Mark Twain)











Vorwort


Mit Wirkung vom 1. Januar 2019 wurde aus Stadtlengsfeld ein Ortsteil von Dermbach. Im Klartext: Der Wohnsitz der Stadtlengsfelder Einwohner ist nun „Dermbach“. Vorteilhafter aber ist: „Dermbach Ortsteil Stadtlengsfeld“.
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Abb. 1: Ortseingangsschild


Quelle: Privat R. Leimbach





Die Eingemeindung von Stadtlengsfeld nach Dermbach hatte nicht nur im gesamten Feldatal Erstaunen, Verwunderung, Unverständnis, hier und da auch Schadenfreude und Spott ausgelöst: „Wie kann es sein, dass sich eine Stadt von einem Dorf schlucken lässt?“ Selbst von weit her erreichte die regionale Presse scharfzüngige Kommentare zu diesem Vorgang. Des öfteren wurde gefragt: „Sind wir überhaupt noch eine Stadt?“ Davon wird noch zu berichten sein.


Dies waren nicht die einzigen Protestmeldungen. Insgesamt aber blieb der Protest der Bevölkerung erst einmal aus.


Damit bewahrheitete sich wieder einmal das alte Sprichwort: „Wer den Schaden hat, braucht für den Spott nicht zu sorgen.“









2004
 Die Diskussion um Eingemeindungen beginnt


Am 29.01.2004 machte „Freies Wort“ die Diskussion um eine Gebietsund Verwaltungsreform - das Feldatal betreffend - öffentlich: „„Wird das ganze Feldatal bald zu einer Gemeinde? Geldnot in Kommunen: Jetzt wird laut über eine grundlegende Reform nachgedacht / Idee: Einheitsverwaltung von Dorndorf bis Kaltennordheim“.


Um die Schwindsucht in den kommunalen Kassen zu stoppen, empfahl in diesem Artikel der Landtagsabgeordnete Günter Pohl: „In der Verwaltung Geld einsparen und dafür mehrin die Infrastruktur investieren.“ Der Freistaat Thüringen unterstützt daher das Modell der Einheitsgemeinde. Die gesetzlich vorgeschriebene Größe für Einheitsgemeinden sind 3.000 Einwohner. Dann werden 100 Prozent der Schlüsselzuweisung ausgereicht (ab 10.000 Einwohner 105 Prozent, ab 20.000 Einwohner 115 Prozent). Einheitsgemeinden unter 3.000 Einwohner brauchen eine Ausnahmegenehmigung. „Da kann auch Stadtlengsfeld ein Problem bekommen… Stadtlengsfeld hat zwei Optionen – entweder sich in Richtung Dermbach oder Dorndorf umzusehen …“, ahnte Pohl und er sah auch Reibungspunkte: „Das bedeutet freilich Veränderungen, denn da wird es dann auch um Posten gehen, die abzuschaffen und neu zu verteilen sind. Innerhalb der Verwaltungsgemeinschaft Dermbach beispielsweise gibt es derzeit einen hauptamtlichen VG-Vorsitzenden und den Dermbacher Bürgermeister, derebenfalls hauptamtlich ist, aber kaum agieren kann, weil er keine eigene Verwaltung besitzt. In der Gemeinschaftsversammlung ist es auch schwierig, Beschlüsse zugunsten von Dermbach zu fällen, denn die kleinen Gemeinden können Dermbach locker überstimmen, wenn sie sich einig sind.“
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Abb. 2: Günter Pohl




Quelle: Privat R. Leimbach





Franz Nelitz, damaliger ehrenamtlicher Bürgermeister von Klings legte da den Finger in die offene Wunde. Er habe nichts gegen die Verwaltungsgemeinschaft „Oberes Feldatal“ in Kaltennordheim und nichts gegen den VG-Vorsitzenden. „… Aber wir brauchen für unsere Gemeinden einen hauptamtlichen Bürgermeister … Wenn ich die Bevölkerung mitreißen will, etwas für das Dorf zu tun, dann geht das nicht, wenn ich als Ehrenamtlicher erst um 18 Uhr von der Arbeit komme. Nur mit den ehrenamtlichen Bürgermeistern sind wir alle überfordert.“
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Abb. 3: Franz Nelitz


Quelle: Privat R. Leimbach
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Abb. 4: Gerhard Ruppert


Quelle: Privat R. Leimbach





Gerhard Ruppert, damaliger hauptamtlicher Bürgermeister von Dermbach, favorisiert eine Einheitsgemeinde von Dorndorf bis nach Kaltennordheim. In dieser künftigen Verwaltungsgemeinschaft müssen „Köpfe“ sitzen, die sich mit der Entwicklung und der Zukunft beschäftigen. Zur Position der Bürgermeister in den einzelnen Gemeinden (hauptamtlich oder ehrenamtlich) macht er im Gegensatz zu Nelitz keine Aussagen.


Der Stadtlengsfelder Bürgermeister Dr.Martin Walter saß mit Ruppert schon zusammen, „um über die zukünftige Verwaltung im Feldatal zu sprechen.“ Er weiß, dass 2006 die Ausnahmegenehmigung für einen hauptamtlichen Bürgermeister in Stadtlengsfeld ausläuft. „Es ist fraglich, ob wir eine solche noch einmal bekommen.“ Für Dr. Walter ist es wie für Ruppert denkbar, dass das gesamte Feldatal in Zukunft unter einer Verwaltung steht. Allerdings will er die Verwaltung „in einzelnen Orten verstreut“ angesiedelt wissen. Das soll weite Wege der Bürger zu den Ämtern der Verwaltungsgemeinschaft ersparen. Er hält es für sinnvoll, dass den Kommunen Dorndorf, Stadtlengsfeld, Dermbach und Kaltennordheim jeweils ein hauptamtlicher Bürgermeister vorsteht. Er sieht deren Arbeit in der Konzeption und Vision, in der Verwirklichung von Ideen und dem Bemühen, den Willen der Bürger, Vereinen und Firmen Rechnung zu tragen.
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Abb. 5: Dr. Martin Walther


Quelle: Privat R. Leimbach





Diese Gedankenspiele sich noch einmal zu vergegenwärtigen ist auch heute noch von Nutzen. In den meisten Argumenten für eine Verwaltungs- und Gebietsreform ging es um das Geld und um die Posten, die zu vergeben sind. Nur Nelitz erinnerte daran, dass die Bürgernähe in allen Gemeinden dabei nicht auf der Strecke bleiben darf.









2005
 Eigenständig bleiben oder der Verwaltungsgemeinschaft Dermbach beitreten?


In der Jahresmitte wurde die Diskussion um eine Gebiets- und Verwaltungsreform in der Region befeuert. Die damalige Regierung des Freistaates Thüringen drängte auf größere Verwaltungen. Die Richtung ging zu Einheitsgemeinden mit 5.000 bis 10.000 Einwohner. Die Absicht war, damit Kosten in der Verwaltung der Kommunen einzusparen.
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Abb. 6: So stellte man sich die Gemeindegrenzen 2005 in der Presse vor. Favorisiert sind Einheitsgemeinden mit einer Größe von 5.000 bis 10.000 Einwohner. Die Option im Südosten setzt voraus, dass der Wartburgkreis und der Kreis Schmalkalden-Meiningen fusionieren.


Reproduktion: R. Leimbach





Bürgermeister Dr. Martin Walter meldete sich in der „Südthüringer Zeitung“ vom 3. Juni 2005 zu Wort. Stadtlengsfeld hatte eine Ausnahmegenehmigung für einen hauptamtlich tätigen Bürgermeister, denn die Einheitsgemeinde Stadtlengsfeld Gehaus, Hohenwart und Menzengraben wurde nur von 2.794 Personen bevölkert, erfüllte also nicht die gesetzlich vorgeschriebene Größe von 3.000 Einwohnern. Doch auch er strebte größeres an. Er sah „… die besseren Chancen für einen Zusammenschluss mit Dorndorf und Dietlas… Wären Dorndorf, Dietlas und Stadtlengsfeld zusammen, stünden unter dem Strich etwa 6.000 Einwohner. Aber auch den Gedanken mit Weilar und Dermbach schiebe ich nicht weg. Das einzige, was Dr. Martin Walter ausschließt, ist ein Anschluss an die Verwaltungsgemeinschaft Dermbach. Die VG ist ein auslaufendes Modell …‘“.(STZ, 03.06.2005)


Die Auseinandersetzung um die Selbstständigkeit von Stadtlengsfeld nahm unerwartet Fahrt auf, denn die Stadt musste eine Ausnahmegenehmigung neu beantragen. Zur Bürgermeisterwahl 2006 sollte entschieden sein, ob die Einwohner einen haupt- oder nebenamtlichen Bürgermeister wählen.


Dr. Martin Walter war der Meinung, dass der 1999 gestellte Antrag auf Eigenständigkeit der Stadt auch weiterhin gilt, da er damals nicht befristet erteilt wurde. Die Kommunalaufsicht belehrte ihn aber eines Besseren und das Innenministerium in Erfurt beschied ihm, das der Antrag auf Eigenständigkeit neu gestellt werden muss. Dr. Walter empfahl dem Stadtrat auf seiner Sitzung im September 2005 den Antrag auf Eigenständigkeit neu zu stellen. Zur Begründung hatte er sich mit Zahlen gewappnet. Er hatte eine für die rund 2.700 Einwohner zählende Stadt einen fiktiven Pro-Kopf-Verwaltungskostenaufwand von 195 Euro berechnet. Der Landesdurchschnitt liege bei 466 Euro pro Einwohner, und in den Nachbarorten seien die Zahlen zwar auch niedriger als der Landesschnitt, aber höher als in Stadtlengsfeld. „Wir arbeiten effektiv und ich sehe keinen Anlass, freiwillig irgendeinen Anschluss zu suchen“. (FW, 17.09.2005)


Diese Zahlen sind bemerkenswert. Sie stellen die Behauptung infrage, dass Gemeinden unter 3.000 Einwohner nicht wirtschaftlich seien und deshalb einer Verwaltungsgemeinschaft beitreten müssen.


Im weiteren Verlauf dieser Stadtratssitzung zeigte sich, dass die CDU-Fraktion mit ihren Sprechern Uwe Nitsche und Karsten Seelig ihre Chance sahen, auch sogleich Pflöcke für einen Beitritt zur Verwaltungsgemeinschaft Dermbach einzuschlagen. Zwar plädierten beide auch für die Eigenständigkeit der Stadt, wollten aber zugleich eine Bürgerbefragung, ob der Beitritt in die VG getrennt für Gehaus und Stadtlengsfeld erfolgt. Darüber sollten die Einwohner in Gehaus und in Stadtlengsfeld getrennt entscheiden. Dies sei der Wunsch der Gehauser Stadträte. Man war sich wohl sicher, dass in Gehaus die Abstimmung für einen getrennten Beitritt ausfallen würde. Schließlich hatten die Gehauser gegenüber Stadtlengsfeld noch eine Rechnung offen: 1993/94 wurde Gehaus gegen den mehrheitlichen Willen seiner Einwohner nach Stadtlengsfeld eingemeindet.
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Abb. 7: Ehemaliges Ortseingangsschild von Gehaus


Quelle: Privat R. Leimbach





Ein gewollter Beitritt von Gehaus zur VG und eine Ablehnung des Beitrittes der Stadtlengsfelder Einwohner hätte zur Folge gehabt, dass die Stadt ohne Gehaus nur noch etwa 2.000 Einwohner zählt. Mit dieser Zahl hätte eine Ausnahmeantrag auf Selbstständigkeit in Erfurt keine Chance gehabt. So das wahrscheinliche Kalkül der CDU-Fraktion. Darauf muss man erst einmal kommen.


Rolf Leimbach stimmte dieser Tischvorlage nicht zu. Die nachfolgend hitzige Debatte endete mit einem Kompromiss: die Anschlussvarianten an die Verwaltungsgemeinschaft Dermbach wurden gestrichen. Der Antrag musste neu formuliert werden.


Im Herbst probten die Fraktionschefs von CDU, SPD und Freie Wähler dann den Aufstand gegen den amtierenden Bürgermeister Dr. Martin Walter. Ohne dessen Wissen baten sie den damaligen VG-Vorsitzenden Wreschniok um eine Aussprache mit dem gesamten Stadtrat um auszuloten, wie die Einheitsgemeinde Stadtlengsfeld der Verwaltungsgemeinschaft Dermbach beitreten könnte. Der Verwaltungschef zeigte sich verwundert, dass der Bürgermeister nicht dabei war. Er fragte „welcher Teufel die Ratsmitglieder geritten hat, einer Verwaltungsgemeinschaft ohne Not beizutreten“ und die Eigenständigkeit einer Gemeinde aufzugeben. Die Zusammenkunft endete ohne Ergebnisse.


Stadtrat Leimbach (Freie Wähler) informierte den Bürgermeister wenige Tage danach in einem persönlichen Gespräch über diese Aktion des Stadtrates.









2006
 Der Aufstand gegen den amtierenden Bürgermeister Dr. Martin Walter scheiterte zunächst Neuer Bürgermeister Ralf Adam


Zu Beginn des Jahres traf im Rathaus ein Schreiben des Landesverwaltungsamtes Weimar ein. „Freies Wort“ berichtet am 11. Januar:


„Ausnahme Stadtlengsfeld genehmigt


Landesverwaltungsamt in Weimar befürwortet erneut Wahl von hauptamtlichem Bürgermeister


Die Stadtlengsfelder dürfen am 7. Mai 2006 trotz eigentlich zu geringer Einwohnerzahl erneut einen hauptamtlichen Bürgermeister wählen.


Stadtlengsfeld – Das Landesverwaltungsamt (TLVwA) in Weimar habe die Stadt am 4. Januar über die entsprechende Ausnahmegenehmigung informiert, teilte die Sprecherin der Behörde, Petra Freytag, gestern auf stz-Anfrage mit. Damit setzte sich die Weimarer Mittelbehörde nach Angaben von Stadtlengsfelds Bürgermeister Martin Walter auch über ein ablehnendes Votum von Landrat Martin Kaspari hinweg.


Das Landesverwaltungsamt hat nach Angaben von Walter wesentliche Argumentationen des städtischen Antrages vom September 2005 aufgegriffen und seine Ermessensentscheidung in Abstimmung mit dem Innenministerium für möglich erachtet.


In ihrem Antrag hatten der Bürgermeister und die drei Fraktionschefs im Stadtrat des Rhönstädtchens darauf verwiesen, dass schon bei der Bürgermeisterwahl im Jahr 2000 die eigentlich für einen hauptamtlichen Bürgermeister erforderliche Einwohnerzahl von 3000 Personen unterschritten worden sei und das TLVwA damals eine Ausnahmegenehmigung erteilt habe.
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